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Die gar erschröckliche Geschichte über das Reichsbanner, 
das „den Putsch plante!" 
Aus dem Gruselkabinett des „Deutschland-Magazins" ans Ucht gezog,en und kommentiert. 

von Mark Kleeberg 

Als wir aufmerksam gemacht wurden, in der Oktober/November-
1973-Ausgabe des sogenannten „Deutschland-Magaz·ins" werde 
über das Reichsbanner „ berichtet ", hatten wir große Mühe, das 
obskure, aber aufwendig hergesteMte Horrormagazin des Alt-Na­
zis Kurt Ziesel überhaupt ausfindig z.u machen. Im Buch- und Zeit­
schniftenhandel meh rerer großer Städte der Bundesrep:ublik war es 

, völHg unbekannt. Es bedurfte zeitraubender Nachforschungen, 
um ein Exemplar aufzutreiben. Nun Ue,gt es vor uns. Auf SeHe 27 
entdeckten wir ein zweckentfremdetes Faksimile des Kopfes un­
seres Bundesorgans „Das Reichsbanner" , komplett mit dem Bun­
desadl,er im Strahlenkranz, und dar.unter (dem Titel nach Fälscher-­
art eingefügt) im Fettdruck, damit aus dem Unsinn eine verleum­
derische 6inheit werde, die blöde Behauptung „ plant den Putsch". 
Was unter dieser hetzerischen Schlagzeile aufgetischt wird, bietet 
sich dar als aus dem Zusammenhang gerissene, mit -gewagten 
Vermutungen garnierte Z'itate aus einem privaten Brie·fwechsel un­
seres früheren Pressereferenten Erich Knapp mit dem Bundes-­
vorsitzenden der Jungso~ialisten, Wolfgang Roth. 
Worum geht es? Er,ich Knapp hatte unter dem Aspekt der gefähr­
lichen Verflechtungen multinationaler Konzerne im Rahmen der 
E. G., die tatsächlich die Freiheit und existentielle Sicherheit jedes 
einzelnen Bürgers der EG-Staaten bedrohen, die gesamteuro­
päischen Gesellschaftsverhältn1i,sse analysiert und das Ergebnis 

seiner Untersuchungen (das übri-gens die Grundlage e,ines von 
im verfaßten, im „Reichsbanner" erschienenen Entwurfs (e·ines 
Grundsatzprogramms bildete) u. a. auch dem Bundesvors'itzenden 
der Jungsozialist~n, Wolfgang Roth, mitgeteilt. Ziel und Absicht 
seines ganz und ,'gar nicht gehe.imen Briefwechsels mit Wolifgang 
Roth war es, die Dis~ussion über se1ine Untersuchungen und die 
daraus resultierenden Vorschläg1e auf eine, über die Mitglieder 
des Re-ichs'banner,s hinausge,hende breitere Basis zu sterllen. 

Es sollte .,jedoch nicht nur über die Bedrohung der Ansätze zu 
einer europäischen sozialen Demokratie gesprochen werden. 
Gleichze'itig solilen die sich daraus zwingend ergebenden Schl.uß­
folgerungen - die Absicherung dieser Ansätze gegen eben diese 
Behauptung - eIingehend erörtert werden. Über Einzelheiten des 
von ihm Vorgebrachten mag man s,ich stre:iten. Nicht zu bestreiten 
ist indessen, daß eine akute Bedrohung des gesamten materiellen 
Inhalts der bisher erreichten sozialen Demokratie als Grundlage 
der menschenwürdigen Existenz der Mehrheit aller Staatsbürger 
und insbesondere der Arbeitnehmerschaft seit langem besteht. 
Die Großkonzerne und ihr Machtstr,eben s.ind eine latente Ge.fahr 
für den Bestand der Demokratie. Ihre Hilfstruppen sind alt- und 
neonazistische Kreise (auch rings um das „ Deutschland-Magazin") 
und Reaktionäre aller Schattier.un,gen. 



Die gegenwärtige Erdölkrise in Europa (deren Hintergründe noch 
zu untersuchen sind) , die für die europäische Energiewirtschaft 
von verhängn isvoller Bedeutung sein kann , muß im lichte der 
chilenischen Erei,gnisse gesehen werden. Ein Zusammenbruch 
dieser Energ,iewirtschaft, aber auch schon eine wesentliche Minde­
rung ihres Leistungsvermögens - das in bedrohliche Nähe gerückt 
ist -, würde für die europäische Gesamtwirtschaft katastrophale 
Folgen haben. Die objektiven Bedingungen für putschähnliche Er".' 
eignisse, gefördert durch die Großkonzerne, wären erfüllt. 

Nicht vom Reichsbanner, nicht von den Jungsozialisten, weder von 
den Gewerkschaften noch von der SPD, der F. D. P. oder anderen 
Organisationen, deren Bestreben auf die Fort~ntwicklung des de­
mokratischen Status quo zur ausbaufähigen sozialen Demokratie 
gerichtet ist, wäre ein Putsch zu befürchten, wie dies Franz-Jo­
seph Endorfer im „ Deutschland-Magazin" allen politischen Halb­
analphabeten und Spökenki,ekern glauben machen will. Für die 
Arbeit dieser Organisationen und die Verwirklichung ihrer Ziele 
ist der Weiterbestand und die Stärk·ung einer funktionierenden, 
auf der Mitwirkung breitester Volksschichten beruhenden Demo­
kratie lebenswichtige Voraussetzung. Endorfers Putschmärchen 
erinnert daher allzusehr an die sattsam bekannte Methode, e-inen 
Buhmann ~u finden, damit leichtgläubige von den gewiß besorg­
niserregenden, aber ganz anders gelagerten Realitäten abgelenkt 
werden. Die Nazis machten „die Juden und Marxisten" zu Buh­
männern und Prügelknaben, die chilenischen Generäle „ die Aus­
länder". 

Auf die Realitäten, die wir meinen, weist eine AFP-Meldung aus 
Paris vom 2. November hin, die seltsamerweise von der bundes­
deutschen Presse nicht zur Kenntnis genommen worden zu sein 
scheiint. Oarin heißt es u. a.: ,, Zahlreiche Zeichen einer Verschwö­
rung, die eiltschlossen ist, die Linke nicht an die Schalthebel der 
Macht kommen zü ~assen, sind in der letzten Ausgabe der sozia­
listischen Wochenz·eitun!'.:) ,, L'. Unite" von dem Ersten Sekretär der 
sozialistisch,en Partei , Francois IVii ttarsnd angeprangert worden." 

Unter Anspielung auf den Militärputsch in Chile erklärte Jer fran­
zösische Sozialistenführer, der „fanatische Wille der führenden 
Kreise" in Frankreich und Ohile „ auf keine Privilegien zu verzieh-

ten und keine Kompromisse einzugehen " sei vergleichbar. Fran­
cois Mitterand erinnerte daran, die „ L'Unite" habe bereits enthüllt, 
daß „gegenwärtig ein Bürgerkriegsmechanismus aufgezogen ·wer­
de und daß ein ige Minister (wohlgemerkt, in Frankreich! M. K.) ein 
Informations- und Überwach·ungsnetz für jetzt und ein Repress,ions­
netz für morgen ausdehnen, in der Absicht, das Aufkommen einer 
Politik zu verh indern, die nicht die Politik ihrer Klasse wäre." Fran­
cois Mitterand fügte hinzu: ,, Ich würde diesem Treiben von einigen , 
die sJets nach dem Auftauchen einer neuen Kreuzfahne in den 
Himmel bHcken, keine große Bedeutung beimessen, falls nicht 
zahlreiche Zeichen auf die Geburt einer Verschwörung hindeuten, 
bevor am Horizont des Jahres 1974 sich die Gewitterwolken ent­
laden!" 

Das ist deutlich und läßt erkennen, in welcher Gefahr sich die 
französische Demokratie befindet. Nur die französ,ische? . . . 
Nun - noch sitzt in der Bundesrepublik die soz,ial-liberale Regi e­
rungskoal ition im politischen Bereich „ an den Schalthebeln der 
Macht " . Aber auch in Chlie lagen diese Schalthebel fest in den 
Händen der demokratisch gewählten Regierung Allende, bis sie ihr 
durch die Manipulationen der Reaktionäre im eigenen Land und 
durch die Interventionen ausländischer Großkapitalisten entrissen 
wurden. Dies heißt nicht, daß etwa in der Bundesrepubl,ik eine 
,, Mactitergreifung " nach chilenischem Muster zu befürchten wäre. 
Die Strategie rücksichtsloser Bezitzinteressen wird den jeweiligen 
Verhältn issen ang·epaßt. Sie sind anders hierzulande als in Chile 
- in Frankreich. Dennoch das Barometer der Erdölkriise zeigt Sturm 
an für die gesamte EG. Die Freibeuter großkapita liistischer Inter-· 
essen - auch der Kreis um das „ Deutsch·land-Magazin " gehört 
dazu - werden ihn zu nutzen ve,rsuchen. Er ist ihr L-ebense•lement: 

Im „ Deutschland-Magazin " war von der „ Planung des Putsches " 
die Rede. Dem Reichsbanner s·ind solche Gedanken fremd. Es 
weist Unterstellungen solcher Art von sich, denn es ist e•iner der 
Garanten für die Sicherheit und den Bestand unser,er Demokratie. 
Die Geschichte der ersten deutschen Republik läßt jedoch klar er­
kennen, daß Umsturzversuche für die Rechtsextremen eine „ Fort­
setzung der Politik mit ande-ren Mitteln " war. Hat sich daran etwas 
geändert? Wir werden sehen, wer einen Putsch vorbereHet, und 
wir werden ihm gegebenenfalls entgegentreten! , 

Im Konzentrationslager Ausschwitz sah der rechte Richter nur die Flaschenmilch 

aus Frankfurter Rundschau, 27. Oktober 1973 

Ein Fall, an dem die Problematik rechtsextremer Beamter im 
Staatsdienst schon seit etwa sechs Jahren deutlich wird, wurde in 
Hamburg wieder einmal aktuell. Der Senat der Hansestadt be­
schloß diese Woche, gegen den F,inanzrichter Wilhelm Stäglich die 
Einleitung eines förmlichen DiszipHnarverfahrens mit dem Ziel , 
seine Entfernung aus dem Dienst zu beantragen. Stäglich, so be­
fand der Senat, gehöre auf die Seite der Unbelehrbaren, die sich 
noch immer den Nationalsozrialisten verbunden fühlten. Bisher 
scheiterten schon zwei Vers,uche, den Richter diszip-linarisch zu 
belangen. 
Ursache des jetzt beantragten Verfahrens ist e·in Artikel 'des Fi­
nanzrichters und NPID-Mitglieds, ' in dem Stäglich seine Eindrücke 
von e1nem Besuch des Konzentrationslagers Ausschwitz im Jahre 
1944 wiedergfüt. Er will damals ein ordentliiches Lager und von 
jeder Furcht freie Häftlinge angetroffen haben. Auf den Tischen 
der weiblichen Häftlinge habe er sogar Flaschenmilch gesehen. 
Im Musum des ehemaligen KZ Dachau will Stäg lii ch ein Foto mit 
der Unterschrift „Verbrennungsöfen von Ausschwitz " entdeckt ha­
ben , auf dem jene Bäckereiöfen abgebildet gewesen seien, die 
ihm bei seinem Besuch in Ausschwitz von Häftlingen des Backbe­
triebes ,gezeigt worden seien. 
Die Tendenz dieses Berichtes, der jetzt in der rechten Zeitschrift 
,, Nat-ion Europa" abgedruckt wurde, ist nach Ansicht des Ham­
burger Senats der Landesregierung des Stadtstaates der Beweis 
dafür, daß Stäglich „hartnäckig darauf aus ist, in Unterstützung 
gleichgesinnter Kreise die vielfach bewiesenen _Greuel un~ Ver­
brechen in den Konzentrationslagern der NS-Zeit vor der Öffent­
lichkeit zu bestreiten oder im Ausmaß zu verkleinern " . Stägl,ich 
selbst, der zu den Vorwürfen nicht Stellung nehmen will, sagte le­
diglich: · ,,Von Tendenzen kann ke ine Rede sein, ich habe nur 
meine Eindrücke wiedergegeben. " 
Der Fall Stäglich , mit dem der Hamburger Senat zeigen will, daß 
die Extremistenbeschlüsse des Bunde,s und der Länder nicht nur 
auf die politische Linke angewendet werden, hat bereits mehrfach 
die Diszipl,inarinstanzen beschäftigt. Ein 1967 angestrengte,s Ver­
fahren, das sich ebenfalls mit Äußerungen über Ausschwitz be-

faßte, verlief aus nicht bekannten Gründen im Sande. Der Ver­
such im Ja1hre 1972, Stägl'ich wegen se.iner Zug,ehörigkeit zum 
Schiedsgericht des NPD-Verbandes Hamburg aus dem Dienst zu 
entlassen, wurde von zwei Instanzen verhindert: der zuständirge 
Richterdienst-Senat entschi ed damals, die, Mitgliedschaft in einer 
nicht verbotenen Partei re•iche nicht zu einem Disziplinarver­
ranren aus. Das daraufhin vom Senat der Hansestadt angerufene 
hamburg,ische Verfassungsgericht erklärte sich im Falle Stäglich 
unzuständig. Dieter Stäcker 

Zum vorstehenden Bericht der „Frankfurter Rundschau " vom 27. 
10., der dem der „Hamburger Morgenpost" vom 24. 10. sachlich ent­
spricht, richtete unser Landesverband Hamburg eine Zuschrift an 
die Redaktion der „Hamburger Morgenpost", in der es u. a. heißt : 
,, Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold - Bund aktiver Demokra­
ten - wird es sich zur Aufgabe machen, die poliitische· Haltung der 
NPD-Mitglieder im Staatsdienst in Augenschein zu nehmen und 
die Öffentlichkeit darüber zu unterrichten. 
Im Namen der ü~erlebenden von Aussch.witz, der Hinterbliebenen 
ermordeter Häftlinge, der Verfolgtenverbände und Deportrierten 
fordern wir die Entlassung des Richters Dr. Wilhelm Stäglich. " 
Inzwischen wurde Dr. Stäglich vom Dienst suspendiert und ein 
Disziplinarverfahren gegen ihn eingeleitet. 

.. ·"'.b. 

Eine Erwiderung 
auf den Artikel von Kamerad Georg Prinz „Von der Feigheit" , ab­
gedruckt in der September/Oktober-Ausgabe des REICHSBANNER, 
konnte aus Platzmangel nicht in dieser Ausgabe aufgenommen 
werden. Ich habe sie daher bereHs in der November-Ausgabe des 
Informationsblattes unseres Landesverbandes Bremen/Weser-Ems, 
REPUBLIKANISCHE RUNDSCHAU, veröffentlicht. 

Walter Jansen 



Um die Wahrheit 
von Georg Prinz 

Wahrheit gibt es, so denken wir, meinen, daß sie selbstverständ­
lich sei. Wir hören Wahrheiten, wir behaupten Wahrheiten, wir 
lesen Wahrheiten , wir vertrauen auch auf die Wahrheit, wir hof.fen 
vielleicht sogar, die Wahrheit werde die Welt regieren. 
Und doch scheint selbst in den besten aller denkbaren Gemein­
wesen auf das Wahre wen ig Verlaß, und man bedarf oft der An­
wälte und der Gerichte, um eine Wah rheit in dieser Welt durch­
zusetzen. 
Leider gibt es nicht nur einen Kampf für die Wahrheit, sondern 
auch gegen die Wahrheit, sofern diese nämlich für Gruppierungen 
unerwünschte Wirkungen haben könnte oder doch solche be­
fürchten läßt. So greift man oft zur Lüge, zur Verleumdung , zur 
Verzerrung , um unangenehme Wahrheiten zu unterdrücken. 
Auch der letzte Bericht der „ Sozialistii schen Korrespondenz " 22/ 
1973 SK zeigt, daß man die Wahrhe-it fürchtet. Da findet man Mär­
chen von „ braunen " und „reaktionäre " Kräften im Reichsbanne r, 
und dies ,, . . . besonders in und um Frankfurt ... " . 
Wenn sich bisher die Vertreter des einen Teils der öffentlichen 
und veröffenNichten linken Meinung, und darunter leiden auch 
einige unserer Kameraden, förml ich prostituierten (die Linken , die 
ganz Linken, sie hätten ja eigentlich recht, daß sie gegen ver­
kristete Strukturen im Reichsbanner, gegen „ rückschrittliche" Kräf­
te ankämpften) , ist es jetzt bei vielen doch recht still geworden. 
Zu offen tritt die Tatsache hervor, wessen Spiel die Kritiker und 
die „ sozialistische Korre,spondenz " treiben. 
Packen wir doch nun endlich das Übel an der Wurzel an! Be­
sch_äftigen wir uns zunächst mit ,den probl•ematischen Worten 
„rechts " und „ links " . Ich neige zu der Behauptung, daß ein großer 
Teil derjenigen, die jetzt „links " stehen. ,,rechts" stünden, wenn 
wir ein „linker" oder kommunistischen Staat wären. Wenn sie ein­
mal sehen würden, wie wen ig sich ein solcher Staat von dem 
nation alsozialistischen Unrechtsstaat unterscheidet. 
Der Verfasser, des in der SK 22/73 erschienenen Artikels „ Die 
Spaltung des Reichsbanners greift um sich " behauptet, es gäbe im 
Reichsbanner reaktionäre und „braune" Kräfte. Mit zynischer Offen­
heit werden diejenigen, die aus demokratischer Verantwortung 
heraus die linksradikale Unterwanderung des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold, Bund aktiver Demokraten e. V., z,u unterbinden 
versuchen, als reaktionäre und „braune" Kräfte bezeichnet. 
Krok0dilstränen werden um die „demokratischen und antifaschisti­
schen Kräfte " vergossen, die von der angeblich rechten Clique 
schuldlos verfolgt werden. 
Warum eigentlich die ganze Aufregung der SK? Etwa, weil der 
Ortsverein Frankfurt am Main des Reichsbanners Schwarz-Rot­
Gold sich mit anderen Verbänden an einer Feier des Orts~urato­
riums Unteilbares Deutschland, einer übrigens überparteilichen 
Organisation , zum 17. Juni beteiligt hatte? Die SK wiederholt sich 
unnötig. J·eder Leser hat nun endlich zum dritten Mal lesen kön­
nen, daß Herr Keiling , Verfasser eines Artikels über die Farben 
Schwarz-Rot-Gold in der Zeitung des Reichsbanners, Major, Ritter­
kre.uzträger und Generalstabsoffiziere des Heeres war, und der 
macht doch dabei , so mei ne ich, im Reichsbanner eine viel bessere 
Figur, als beispielsweise die linken Freunde unserer linksradi­
kalen. Viel-le icht dürfen wir darauf hinweisen, daß 53 ehemalige 
Mitgl ieder der NSDAP Abgeordnete der Volkskammer der DDR 
sind oder waren, und daß gerade •ehemalige Nationalsozialisten 
in der geistigen Heimat unserer linksfaschistischen Freunde offen 
begünstigt werden. Vielleicht dürfen wir daran erinnern, daß der 
Leiter des Presseamtes beim Ministerpräsidenten der DDR, Kurt 
Blecha, Parteigenosse war. Der NSDAP natürlich! 
Die Linke hat also nicht den geringsten Anlaß, für ihre hetzerischen 
Angri-ffe gegen das Reichsbanner. Die Angegriffenen sind acht­
bare Leute. Nehmen wir beispielsweise den Kameraden Ditter, 
altes Mitglied der Sozialdemokratischen Partei, früher Oberregie­
rungsrat in einem hessischen Ministerium, Stadtrat der sozialde­
mokratisch regierten Stadt Frankfurt am Main, Verfolgter des Nazi­
regimes wegen seiner „illegalen" Tät·igke-it für die SPD während 
des „ Dritten Reiches " . Oder beispielsweise den Kameraden Weiß, 
Stadtverordneter der SPD-Fraktion des Stadtparlaments, Träger 
des Bundesverd ienstkreuzes. Oder den amtierenden Vorsitzenden 
Esser, sozialdemokratischer Stadtverordneter in Rüsselsheim und 
Betriebsrat der Opelwerke. So sehen die als „ rechtsreaktionär " 
verschrieenen Kräfte aus, die angeblich durch einen Putsch die 
Macht übernommen haben. 
Seit einer Reihe von Wochen verzehrt sich nun die SK an ihrem 
Kampf gegen diese „ braunen " und reaktionären Kräfte im Reichs­
banner und zehrt dabei unter anderem von einem einzigen biede­
ren Major der deutschen Wehrmacht. Natürlich geht es ihr nicht 
um sachliche Kritik, um die Wahrheit, hier geht es nur um eine 

üble Brunnenvergiftung, hier geht es nur darum, aufrechte Demo­
kraten anzuschwärzen, aufrechten Demokraten di-e Basis für ihre 
Arberit in einer demokratischen überparteilichen Organisation zu 
nehmen, hier geht es nur darum, linksfaschistischen Kräften den 
Eingang in eine achtenswerte Organisation zu bahnen. Die SK 
unterdrückt die Wahrheit, sie w.ill nicht wahr,haben, daß im Osten 
Völker unterdrückt werden, daß es dort weder Freiheit noch Ge­
rechtigkeit, weder Menschlichkeit noch Wahrheit gibt. Sie will auch 
nicht wahrhaben , daß gerade ehemalige Nationalsoz:ialisten in 
Pankows Dienst stehen. Wir be:ziiehen uns dabei auf eine Veröffent­
lichung des Untersuchungsausschusses freiheitlicher Juristen über 
„ e·hemalige Nationalsozialisten in Pankows Diensten (5. ergänzte 
Ausgabe). " In dieser Broschüre, die die Bilder, Namen und in 
Faksimile auch Aufnahmeanträge zur NSDAP bringt, heißt es an 
ei,ner Stelle wörUich " ... ehemalige Nationalsozialisten sind in der 
Sowjetzone auch maßgebend im Pressewesen tätii-g. Selbst der 
Lei ter im Presseamt beim Ministerpräsidenten, Kmt Blecha, war 
PG. Das Zentralorgan der SED „Neues Deutschland " , das die wü­
tendsten Angriffe gegen die Bundesrepubl1ik und West-Berlin_ in 
jeder seiner Ausgaben enthält, hat den Dr. Günter Kertzscher 
einen stellvertretenden Chefredakteur, der unter der Mitglieds~ 
nummer 4 533 251 bei den National,s.ozialisten einge,schrieben war, 
und Hans W. Aust, Chefredakteur der Zeitschrift „ Deutsche Außen­
politik ", die die Machtansprüche der SED auf West-Berlin in den 
letzten Jahren völkerrechtlich zu begründen suchte, gehörte vom 
1. Mai 1933 an ebenso der Na:zii-Partei an wie der Chefreporter 
der „ Berliner Zeitung " , Dr. Karl-Heinz Gerstner .... " . 
Wir wollen nicht mißver standen werden. Nicht deshalb führen wir 
di_~ Dinge auf, weil ~ir g~rn )~den Morgen einen Nazi verspeisen 
wurden . Im Gegenteil, wir bI1l1gen diesen ebenso das, Recht auf 
einen Irrtum und auf Gesinnungswandel zu, wie l'inken Fanatikern 
(von denen sich manche ja auch gewandelt haben; nicht nur die 
die inzwischen in Amt und Würden gekommen sind). . ' 
Wenn wir diese Dinge beim Namen _ genannt haben, so doch nur 
d~s.halb, weil in dieser Frage, in der Behandlung dieser Frage, 
die ganze Verlogenheit der Linken deutlich zutage tritt. 
Herbert We·ichmann, der am 22. Juni 1973 im Auditorium maximum 
der Christian-Albrechts-Universität in Kiel e,in Vortrag unter dem 
Titel „ Gr~ndgesetz !n Not" halt_en sollte, hat seinen Vortrag nicht 
halten ~onne.n , weil er . von linken Fanatikern niedergesch-nien 
worden 1st. N1edergeschr:1en wurde der aufrechte Sozialdemokrat 
der nachweisbar Gegner totalitärer Gewalt gewesen war. ' 
An der Goethe-Universität zu Frankfurt am Main. mußte ein Wissen­
schaftler, weil er niedergeschrien wurde, die Einführungsvorlesung 
abbrechen, die Fa~ultät stellte wegen der Agitation linker Fanatiker 
den Vorlesungsbetrieb für eine Woche ein. Der hinausgeekelte 
Professor war ein demokratischer Politiker der CDU. 
Wie sich die Zeichen gleichen: bei den Rechtsfanatikern hieß es 
Herrschaft der Rasse, bei den Unksfanatikern Herrschaft der 
Klasse. Dort Brechung der Zinsknechtschaft, hier Brechung des 
Monopol kapital ismus. 

Ein i,g sind sich beide auch darin: sie lügen, hetzen, verleumden 
sind gewalttät,i,g, gehässig, gemein. ' 
Die Sozialistische Korrespondenz - manchmal hat man den Ein­
druck, sie hätte eigentlich kommunistische Korrespondenz heißen 
so·llen - nimmt den Militärputsch in Ch·ile zum Anlaß, darüber zu 
sinnieren, daß dies für das Reichsbanner doch wohl ein Alarm­
zeichen zur erhöhten Wach,samkeit" hätte sein sollen. Wir 'können 
die Leute beruhigen. Wir haben - was Wunder! - das Alarmzei­
chen verstanden._ Wir haben sogar darüber nachgedacht, woher 
wohl bei uns die, Gefahr kommen könne. Seit wir die SK und die 
Zeitungen ihrer l,in~sradikalen Freunde lesen, wissen wir das nun. 
Der Ruf der SK nach der Trennung von „den reaktionären und 
,, braunen " Kräften im Reichsbanner" und nach der „Trennung" 
der demokrn,Jischen und antifaschistischen Kräfte von der rechts­
gewirkten· .. ~-. CJique .. " verrät mehr als nur professionelle Un­
wahrhaftigkeit: Dieser Ruf liegt in der Linie der kommunistischen 
sogenannten „ Salami-Taktik". Unter diesem Begriff versteht man 
in kommunistischen Parteien eine Taktik, die darauf abzielt, nach 
Schaffung eines (angebHch) demokratischen Blocks Schritt für 
Schritt aMe unliebsamen Persönlichkeiten oder Gruppen aus dem 
Block oder der Organisation zu entfernen, auszuschließen. Der 
A·usdruck „ Salami-Taktik" e,ntstand 1946-47 in Ungarn, wo die 
Kommun isten auf diese Weise alle i,hnen unliebsamen Kräfte aus­
schalteten (Rakos•i in einem Vortrag vor der Parteihochschule 
1952). Diese Salami-Taktik ist grundlegende taktische Richtlinie 
der Kommunisten und mit ihnen sympathisierenden Linken. 
Zunächst suchen sie eine breite Front zu schaffen und viele Ver­
bündete zu gewinnen. Danach werden alle unabhängig denkenden 



Kräfte ausgeschaltet. Diese Taktik zeigte sich übrigens auch schon 
während der Vol·ksfrontperiode in Spanien (1936-39), als Anar­
chisten, SyndikaMsten, Sozialisten und Trotzkisten in die Ge­
fängnisse wanderten. 
Um die Wahrheit ging es in diesem Artikel. Ihr Gegensatz ist die 
Lüge. Die bestimmte Lüge hat einen Zweck. Das Wesen der Lüge 
liegt nicht in den Worten, sie liegt in der Täuschung. Besonders 
gefährlich ist die politische Täuschung. Sie zerstört die Gemein­
schaft zwischen Menschen als Menschen. Das will anscheinend 
die SK und wollen ihre linksradikalen Anhänger, wenn sie, die De­
mokraten verleumden, sich demokratisch nennen. Nicht jene, die 
sie angreifen, sind braun und reaktionär, das sind vielmehr sie 
seföst, nur in anderer Farbe- nämlich als linksfaschistische Rote. 
Die Wahrheit? Hier ist sie: Einige linksradikale Kräfte hatten das 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold unterwandert. Mehrere Artikel in 
der Reichsbannerzeitung des Jahres 1972 9eben davon Zeugnis. 
Aufrechte Demokriaten haben sich daraufhin ermannt und dem bö­
sen Spiel Einhalt geboten. 
Das, und nur das bringt einige dieser linksradikalen in Wallung. 
Immerhin können sie sich in unserem freien Land artikulieren. 
Das spricht nicht für sie. Das spricht für unser Land. Ein Land, in 
dem es noch Zeitungen gibt, die man lesen kann, o·hne vor Scham 
zu erröten. In der man auch Zeitungen kaufen kann, die andere 
Meinungen verteten. In der man sogar Zeitungen kaufen kann, in 
denen die schre'iben, die nicht wünschen, daß man andere Meinun­
gen vertrete, als ihre e1igenen. 
Bei uns heißt keine Zeitung „Prawda" , was „Wahrheit" heißt. Aber 
sie sind im großen ganzen dafür wahr, und das, was man liest, ist 
in gewissem Umfange objektiv richtig. 
Sie haben beispielsweise richtig berichtet, daß die Ägypter Israel 
angegriffen haben, nicht, wie die „Wahrheit" in Moskau das Ge­
genteil (Postbeamter beißt Hund vor der Gartentüre). 
Vielleicht dürfen wir nocheinmal - um nicht mißverstanden zu 
werden - betonen, daß auch wir für Entspannung sind. Und für 
den Frieden. Aber einen wahren Frieden. 
Vielleicht haben wir aber auch nur den wachsamen Frieden. Den 
gefährdeten Frieden. Gefährdet wird er durch Pressehetze und 
Verleumdungen. Ist es daher so unsinnig zu glauben, daß wir 
erst dann einen echten Frieden haben werden, wenn sie sie bringt 
diese Zeitung, diese „Wahrheit:" die Wahrheit! ' 

Aus den Landesverbänden und Ortsvereinen 
Ortsverein Frankfurt 

Der B:undE'.:svorstand hat in seiner letzten Sitzung beschlossen, 
daß die nachste Bundeskonferenz in Verbindung mit der Grün­
dungsfeier an Ostern 1974 in der Hansestadt Hamburg stattfinden 
soll. Der Ortsverein Frankfurt begrüßt die frühzeitige Initiative des 
Bundesvorstandes anläßlich der SO-jährigen Gründungsfeier un­
seres Bundes. Wir begrüßen auch die Initiative der Hamburger 
Kameraden, die sich schon auf unserer Bundeskonferenz 1972 um 
die Durchführung der Jubiläumsfeier in ihrer Stadt beworben hat­
ten. 
Schon jetzt ergeht an die Kameraden von einst und jetzt der 
Appell: AUF NACH HAMB:URG AN OSTERN 1974! Der Appell rich­
tet sich gle·ichzeitig auch an die e•hemaligen Mitstreiter der „EISER­
NEN FRONT", an die Kameraden und Genossen des ehemaligen 
„ATUS", an die GEWERKSCHAFTEN und an die staatsbejahenden 
politischen Parteien. Der Vorstand wird sich rechtzeitig um preis­
günstige Gesellschaftsfahrten bemühen. 
Zum bevorstehenden Weihnachts,fest ·und zum Jahreswechsel 
wünschen wir allen Kameraden nebst ihren Angehörigen frohe 
Feiertage, und GUTE FAHRT INS JAHR 1974! 

gez. Fr. Funk, Ortsvereinsvorsitzender 

Ortsverein Bremen 

Am Mittwoch, dem 21. November 1973, führte der Ortsverein Bre­
men eine Mitgliederversammlung durch; auf der vorwiegend Or­
ganisationsfragen behandelt wurden. Kamerad Dietrich Wester­
mann gab als· Landesvorsitzender Bericht über den heutigen 
Stand unserer Organisation. • 
In dieser Diskussion kam zum Ausdruck, daß wir für die Zukunft 
unserer Organisation zuerst einmal die notwendi,gen politischen 
und organisatorischen Gr,undlagen schaffen müssen, die sich aus 
den gegenwärtigen Notwendigkeiten ergeben. Wichtig sei es, auf 
Bundesebene einen gut funktionierenden Funktionärskörper auf­
zubauen, der überhaupt für den Bestand des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold notwendig erscheint. Politische Hauptaufgabe 
sollte es sein, mitzuwirken, den Frieden und die Demokratie nicht 
nur in der BundesrepubHk Deutschland, sondern in Europa sicherer 
zu gestalten und zwar als überparteiliche Organisation. 

JUNGREPUBLIKANER: 
Die Jungrepublikaner wollen als aktive und treibende Kraft im 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold mitwirken. Zur Zeit nur in Bremen 
bestehend, sollen weitere Gruppen in Ortsverbänden unseres 
Landesverbandes aufgebaut werden. Dabe1i soll die Mitglieder­
stärke in einem Ortsverband auf 25 begrenzt bleiben; Alter 16 
bis 35 Jahre. Weiter wurde beschlossen, das Informationsblatt 
des Landesverbandes Bremen/Weser-Ems, ,,REPUBLIKANISCHE 
RUNDSCHAU", nicht nur für Mitglieder, sondern besonders als 
Werbemittel herauszugeben. 

Sicherheitsrat: 
Neben dem Bundesvorstand sollte ein Sicherheitsrat gebildet wer­
den, der sich mit den Bestrebungen der rechts- und linksextre­
mistischen Kräfte befaßt und dem Bundesvorstand Bericht erstattet, 
damit notwendige Gegenmaßnahmen ergriffen werden können. 
Zugl-eich soll der Sicherheitsrat als Kontrollrat eingesetzt werden, 
um Unterwanderungen in unserer Organisation z,u ver·hindern. Er 
müsse erforderlichenfalls das Recht haben, Bundesvorstandsmit­
glieder von ihrem Amt zu entheben. Der Sicherheitsrat sei der Bun­
desdelegiertenkonferenz zu unterstellen. 

Zentralorgan: 
Es wurde bemängelt, daß unser Zentralorgan „ DAS REICHSBAN­
NER" keine Berichterstattung über Vorfälle wie in Chile und Grie­
chenland veröffentlichte. Es sei Aufgabe unseres Zentralorgans, 
die Mitglieder über extremi,stische Bewegungen z,u unterrichten . 
Politiker, die Putsche rechtf.ertigen, kritisch zu beleuchten und eine 
eigene Meinung bekannt zu geben, über Vorgänge in Ländern, in 
denen die Demokratie durch Militärputsche beseitigt wurde und 
Menschen unterdrückt werden. 

Freiheitsbund e. V. 
Landesverband Berlin 
Allen Kameraden des Reichsbanners und des Freiheitsbundes 
wünschen wir 

ein frohes und gesundes Weihnachtsfest 
und ein glückliches neues Jahr! 

Mögen alle unsere Wünsche für ein friedliches 1974 in Erfüllung 
gehen. 

Der Landesvorstand 
F. Meyer, R. Beck, E. Köppen, R. Brückner 
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